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S T E U E R

Mit Einführung des neuen steuerlichen Rei-
sekostenrechts, welches zum 1. Januar 2014 
in Kraft getreten ist, wurde die sogenannte 
„erste Tätigkeitsstätte“ gesetzlich definiert, 
die damit an die Stelle der bis dahin gültigen 
„regelmäßigen Arbeitsstätte“ trat. Dabei gilt, 
dass ein Steuerpflichtiger (für jede Tätigkeit) 
höchstens eine erste Tätigkeitsstätte haben 
kann, gegebenenfalls aber auch gar keine 
erste, sondern nur auswärtige Tätigkeits- 
stätten hat. Welche Tätigkeitsstätte die erste 
ist, wird vorrangig anhand der arbeitsrecht-
lichen Festlegungen ermittelt. Fehlt 
es an solchen, werden quantita-
tive Kriterien herangezogen.
Eine erste Tätigkeitsstätte liegt 
somit vor, wenn ein Arbeitneh- 
mer einer solchen, vom Arbeit- 
geber vorgegebenen Tätigkeits-
stätte, dauerhaft zugeordnet wird. 
Dabei kommt es nicht auf den  
tatsächlichen Umfang des Tätig-
werdens an dieser Stelle an. Es 
reicht bereits ein ganz geringer Um-
fang des Tätigwerdens aus, um eine 
solche vom Arbeitgeber festgelegte 
erste Tätigkeitsstelle zu begründen. Die Zu-
ordnung sollte, wie immer im Steuerrecht, 
dokumentiert sein, z.B. im Arbeitsvertrag 
bzw. durch einen entsprechenden Nach- 
trag. Fehlt es an einer solchen Zuordnung,  
ist von einer ersten Tätigkeitsstätte an der 
betrieblichen Einrichtung auszugehen, an  
der der Steuerpflichtige typischerweise ar-
beitstäglich oder je Arbeitswoche zwei volle 
Arbeitstage oder mindestens ein Drittel sei-
ner vereinbarten regelmäßigen Arbeitszeit 
tätig werden soll.
Maßgebend sind diese Regelungen auch für 
das Vorliegen einer doppelten Haushaltsfüh-
rung. Denn diese liegt nur dann vor, wenn der 
Steuerpflichtige außerhalb des Ortes einer 
ersten Tätigkeitsstätte einen eigenen Haus-
halt unterhält und auch am Ort der ersten 
Tätigkeitsstätte wohnt. Die Anzahl der Über-
nachtungen ist dabei weiterhin unerheblich.
Das Vorliegen eines eigenen Hausstandes 
setzt dabei das Innehaben einer Wohnung 
(ggfs. auch im Rahmen einer Wohngemein-
schaft etc.) voraus, sowie zumindest auch 
eine finanzielle Beteiligung an den Kosten  
der Lebensführung. Es genügt deshalb nicht, 
wenn der Steuerpflichtige z.B. im Haushalt 

der Eltern lediglich ein oder mehrere Zimmer 
unentgeltlich bewohnt oder wenn ihm eine 
Wohnung im Haus der Eltern unentgeltlich 
zur Nutzung überlassen wird.
Eine finanzielle Beteiligung an den Kosten  
der Haushaltsführung ist ggf. ebenfalls  
nachzuweisen. Eine Beteiligung mit Bagatell-
beträgen ist nicht ausreichend. Als ausrei-
chend wird angesehen, wenn der Steuer-
pflichtige sich mit 10 Prozent der monatlich 

regelmäßig anfallenden laufenden Kosten 
der Haushaltführung beteiligt. Im Ergebnis 
kommt es somit darauf an, dass der Steuer-
pflichtige an der ersten Tätigkeitsstätte tat-
sächlich durch die Führung eines weite- 
ren Haushalts (= doppelte Haushaltsführung) 
finanziell belastet ist.
Die Nutzung der Zweitwohnung muss aus 
beruflichen Gründen erfolgen. Maßgebend 
ist hier die Entfernung von der Zweitwoh- 
nung zur ersten Tätigkeitsstätte. Beträgt 
diese weniger als die Hälfte der Entfernung 
der Hauptwohnung von der ersten Tätigkeits-
stätte, so kann die berufliche Veranlassung 
unterstellt werden.
Bisher waren die vom Steuerpflichtigen 
selbst getragenen abzugsfähigen Kosten  
für die Zweitwohnung beschränkt auf die 
ortsübliche Vergleichsmiete sowie auf eine 
Wohnungsgröße von 60 Quadratmetern. Mit 
Änderung des Reiskostenrechts hat sich 
auch diese Regelung verändert. Nun können 
Aufwendungen in Höhe des nachgewiese- 
nen Betrages, aber max. bis zu 1.000 EUR 

pro Monat, angesetzt werden. Lauf Auffas-
sung der Finanzverwaltung umfasst dieser 
Betrag sämtliche entstehenden Aufwendun-
gen wie Miete, Betriebskosten, Reinigungs-
kosten, Abschreibung für die Einrichtung  
der Zweitwohnung (ohne Arbeitsmittel), Kfz- 
Stellplätze, Möblierungszuschlag etc. (vgl. 
Schreiben des Bundesfinanzministeriums 
vom 24. Oktober 2014, Rz. 104).
Diese Auslegung des Gesetzestextes durch 
das Finanzministerium wird in der Literatur  
infrage gestellt. Denn nach dem Wortlaut  
des Gesetzestextes erfasst die Abzugs- 

beschränkung lediglich „die tatsächlichen 
Aufwendungen für die Nutzung der  
Unterkunft“. Hierzu zählt aber, ent- 
gegen der Ansicht der Finanzverwal-

tung, nur das Nutzungsentgelt 
für die Überlassung der Unter-
kunft, also nur die Kaltmiete. 
Dies auch vor dem Hinter-
grund, dass der Gesetzgeber 
die 1.000-EUR-Grenze an-

hand der Kaltmiete bemessen 
hat. Somit wären die Mietkosten  

für eine Zweitwohnung im Rahmen  
einer doppelten Haushaltsführung bis zu 

einer Höhe von 1.000 EUR sowie zusätz- 
lich alle weiteren, oben aufgeführten  
Kosten steuerlich abzugsfähig. Anderslau-
tende Steuerbescheide sollten vor diesem 
Hintergrund angefochten werden.
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Neuregelungen bei der  
doppelten Haushaltsführung
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